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Die Bundesregierung fördert den Reiseverkehr zwischen beiden 
Teilen Deutschlands; sie sieht in ihm eine Stärkung des Zusam- 
mengehörigkeitsgefühls des deutschen Volkes. Aus diesem 
Grunde hat die Bundesregierung bewußt davon abgesehen, 
laufend genaue Feststellungen über Umfang und Art des Reise- 
verkehrs zu treffen, die den Eindruck hätten erwecken können, 
als wolle die Bundesregierung die Freizügigkeit behindern. 

Im einzelnen teile ich zu den Fragen folgendes mit: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, ob und gegebenenfalls wie 
viele Einwohner aus der Bunderepublik Deutschland anläßlich 
einer Reise in den kommunistischen Herrschaftsbereich in Mit- 
teldeutschland im Jahre 1965 von den kommunistischen Orga- 
nen festgehalten oder festgenommen worden sind? 

Der Bundesregierung sind im Jahre 1965 242 Festnahmen im 
Sowjetsektor von Berlin - — bei einer Besucherzahl von mehre- 
ren Millionen — 75 Festnahmen im Reiseverkehr nach Berlin 
(West) und 23 Festnahmen in Mitteldeutschland bekanntge- 
worden. Um derartige Festnahmen zu erfahren, ist die Bundes- 
regierung in der Regel auf die Berichte anderer Reisender an- 
gewiesen. Solche Berichte sind erfahrungsgemäß unvollständig, 
mitunter auch fehlerhaft. Es ist nicht auszuschließen, daß auch 
Festnahmen Krimineller gemeldet werden. 


2. Wenn ja, aus welchen Gründen sind diese Maßnahmen erfolgt? 

Es ist möglich, daß Personen wegen „Republikflucht" festgenom- 
men wurden, weil sie nach dem 13. August 1961 aus der SBZ 
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geflohen sind. Der Bundesregierung wird im allgemeinen nicht 
bekannt, aus welchen Gründen die in der Antwort zu Frage 1 
genannten Festnahmen erfolgten. 


3. Was ist über das weitere Schicksal dieser Personen bekannt- 
geworden? 

Uber das weitere Schicksal der Festgenommenen, die in der 
Antwort zu Frage 1 erwähnt sind, liegen der Bundesregierung 
— - von Ausnahmen abgesehen — konkrete Erkenntnisse nicht 
vor. 


4. Wie viele Einwohner aus der Bundesrepublik Deutschland fuh- 
ren in den letzten fünf Jahren über die Demarkationslinie nach 
Mitteldeutschand, und wie viele Einwohner Mitteldeutschlands 
kamen im gleichen Zeitraum als Besucher in die Bundesrepublik 
Deutschland? 

Aufgrund sorgfältiger Schätzungen kann angenommen werden, 
daß im Jahre 1964 etwa 1,8 Millionen Einwohner der Bundes- 
republik Deutschland über die Demarkationslinie nach Mittel- 
deutschland eingereist sind. Im Jahre 1965 dürfte die Zahl 
etwas geringer gewesen sein, da durch die Besuche der Rentner 
aus der SBZ im Bundesgebiet Begegnungen zwischen Angehöri- 
gen möglich geworden sind und damit für manche der Grund 
für eine Reise in die Sowjetzone entfallen ist. 

In umgekehrter Richtung sind in der Zeit vom 13. August 1961 
bis zum 31. Mai 1966 insgesamt 1 744 949 Personen aus Mittel- 
deutschland über die Demarkationslinie nach Westdeutschland 
gefahren. 

Dazu ist zu bemerken, daß Besucher aus dem Sowjetsektor von 
Berlin oder solche Besucher, die über den Sowjetsektor nach 
Berlin (West) reisen, zahlenmäßig nicht erfaßt werden. Die Zahl 
von 1 744 949 Reisenden aus Mitteldeutschland bezieht sich 
also nur auf die Reise von Einwohnern der SBZ in die Bundes- 
republik ohne das Land Berlin. 


5. Wie viele dieser Besucher aus Mitteldeutschland sind noch nicht 
im Rentenalter (Frauen über 60 Jahre, Männer über 65 Jahre)? 

Von den genannten 1,7 Millionen Personen waren 174 394 noch 
nicht im Rentenalter. 


6. Sind der Bundesregierung Angaben darüber möglich, wie viele 
der Besucher aus dem kommunistischen Herrschaftsbereich in 
Mitteldeutschland, die noch nicht das Rentenalter erreicht hatten, 
als echte private Reisende, als wahrscheinlich im Aufträge der 
staatlichen Wirtschaftsorgane Reisende und wie viele mutmaß- 
lich als im politischen Auftrag des kommunistischen Herrschafts- 
gefüges in Mitteldeutschland Reisende anzusehen sind? 
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Nach den Feststellungen der Bundesregierung sind von den 
genannten 174 394 Besuchern etwa 1500 Personen als echte 
private Reisende anzusprechen. 

Im Aufträge der staatlichen Wirtschaftsorgane sind etwa 
24 000 Personen nach Westdeutschland gereist. 

Bei den übrigen Reisenden handelt es sich um ca. 129 000 Lkw- 
Fahrer im Interzonenhandel, um ca. 9000 Teilnehmer an wissen- 
schaftlichen oder kulturellen Veranstaltungen sowie um etwa 
2500 Sportler einschließlich der sie begleitenden Sportfunktio- 
näre und Reporter. 

Die Frage, wie viele der Reisenden mutmaßlich im politischen 
Auftrag des SED-Regimes gekommen sind, läßt sich nicht mit 
Sicherheit beantworten. Es ist nicht auszuschließen, daß sich 
unter jeder Gruppe der Reisenden Personen befinden, die einen 
solchen Auftrag erhalten haben. 


7. Sind der Bundesregierung Angaben darüber möglich, ob und 
gegebenenfalls wie viele Einwohner der Bundesrepublik 
Deutschland anläßlich einer Reise in den kommunistischen 
Herrschaftsbereich in Mitteldeutschland im Jahre 1965 von den 
Organen des kommunistischen Nachrichtendienstes zu einer 
Mitarbeit angeworben worden sind? 


Der Bundesregierung sind keine Angaben darüber möglich, 
wie viele Einwohner der Bundesrepublik Deutschland anläßlich 
einer Reise in die SBZ von den Organen des dortigen Nachrich- 
tendienstes zu einer Mitarbeit angeworben worden sind. 


8. Welche vorbeugende Aufklärungstätigkeit gedenkt die Bundes- 
regierung in allen Kreisen der Bevölkerung dagegen einzulei- 
ten? 


Die Bundesregierung hat wiederholt darauf hingewiesen, daß 
jeder Reisende bei einer Fahrt in die SBZ unter Umständen von 
dem dortigen Nachrichtendienst angesprochen werden kann 
(vgl. das Merkblatt des Bundesministeriums für gesamtdeutsche 
Fragen für Reisen in die SBZ und durch die SBZ nach Berlin 
[West]). 

Die Bundesregierung möchte jedoch vermeiden, daß durch allzu 
häufige Warnungen vor der Gefahr einer nachrichtendienst- 
lichen Ansprache in der SBZ der Eindruck entsteht, als wolle 
die Bundesregierung den Reiseverkehr nach Mitteldeutschland 
behindern. 

Die Antwort ergeht im Einvernehmen mit den Bundesministern 
des Innern und für Verkehr. 


Mende 
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